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Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

 Finanzausschuss  Vorberatung  05.12.2011 

 Rat  Entscheidung  05.12.2011 
 
 
 
 

Konzessionsverträge Strom und Gas 
hier: Verlängerung der Konzessionsverträge 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanzausschuss empfiehlt: 
 
Der Rat der Stadt Oelde beschließt: 
 
Der Bürgermeister wird beauftragt, die Verlängerung / Neuvergabe der Konzessionsverträge Strom 
und Gas an die Energieversorgung Oelde GmbH vorzubereiten. Die Vergabe der 
Konzessionsverträge soll möglichst zeitnah erfolgen. 
  
 
 
Sachverhalt: 
 
Definition 
Ein Konzessionsvertrag ist ein Vertrag zwischen Energieversorgungsunternehmen und einer 
Gemeinde über die Nutzung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung und den Betrieb von 
Leitungen, die zu einem Energieversorgungsnetz der allgemeinen Versorgung im Gemeindegebiet 
gehören. 
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Das Recht der Konzessionsverträge bestimmt sich nach § 46 „Wegenutzungsverträge“ des 
Energiewirtschaftsgesetzes. § 46 Absatz 2 EnWG definiert den sog. qualifizierten 
Wegenutzungsvertrag, auch Konzessionsvertrag genannt. Dieser ist in Oelde abgeschlossen. 
 
Inhalt eines Konzessionsvertrages1 
Wichtig: Die Gemeinde bestimmt über den Konzessionsvertrag den allgemeinen 
Netzbetreiber. Sie bestimmt nicht, wie noch vor der Trennung der 
Energiewirtschaftsunternehmen in die Bereiche Netz und Vertrieb, den Gebietsversorger (= 
heute: Grundversorger). Ein Konzessionsvertrag darf keinerlei Vorgaben zum Energiemix 
machen, da es eine strikte Trennung von Netz und Vertrieb in der Energieversorgung gibt. 
Der Konzessionsvertrag regelt lediglich das Recht zum Netzbetrieb. Eine Einflussnahme auf 
das Energievertriebsgeschäft besteht über den Konzessionsvertrag nicht. 
 
Die folgende Aufzählung ist nicht abschließend. Gesetzlich geregelt ist jedoch, dass nur mit dem 
Leitungsnetz in sachlichem Zusammenhang stehende Fragen in einem Konzessionsvertrag 
geregelt werden können. 
 
1. Laufzeit 

Die Laufzeit eines Konzessionsvertrags ist nach § 46 Abs. 2 Satz 1 EnWG auf höchstens 20 
Jahre begrenzt.  

2. Konzessionsabgabe 
Die vereinbarten Sätze der Konzessionsabgaben innerhalb der KAV-Höchstbeträge sind im 
Vertrag festzuhalten. 

3. Regelungen zur Zusammenarbeit mit der Gemeinde 
3.1. Folgepflicht und Folgekostenpflicht 

Um die Folge- und Folgekostenpflicht in ein für beide Seiten schlüssiges Verfahren 
zu überführen, empfiehlt es sich, auch den operativen Ablauf zwischen der 
Gemeinde und dem Konzessionär zu präzisieren. 
3.1.1. Wer löst die Maßnahme aus? 

3.1.1.1 Baumaßnahmen ausgelöst durch den Konzessionär 
Der Konzessionär hat seinen gesetzlichen Pflichten nach dem 
EnWG im Rahmen seines örtlichen Anschlussauftrages 
nachzukommen. Er ist aufgrund des Konzessionsvertrags 
berechtigt, alle öffentlichen Straßen, Wege und Plätze zu benutzen. 
Bei den notwendigen Baumaßnahmen hat er die Interessen der 
öffentlichen Sicherheit und des Städtebaus zu berücksichtigen.  

3.1.1.2 Baumaßnahmen ausgelöst durch die Gemeinde 
Umgekehrt empfiehlt sich eine Erläuterung des Verfahrensablaufes 
der Maßnahmen der Gemeinde und deren beauftragter Dritter, die 
wiederum die Netzinfrastruktur betreffen. 

3.1.2. Folgepflicht 
Unter der Folgepflicht ist die vertragliche Verpflichtung des Konzessionärs zu 
verstehen, im öffentlichen Bereich eine Sicherung, Veränderung oder 
Umlegung der Einrichtungen aus Gründen des Straßenbaus, der 
Verkehrssicherheit oder aus sonstigen Gründen des öffentlichen Interesses 
vorzunehmen. Bei der Planung im öffentlichen Bereich sollten die Interessen 
des Konzessionärs angemessen berücksichtigt werden.  

3.1.3. Folgekostenpflicht 
Unter Folgekostenpflicht ist die vertragliche Verpflichtung zur Übernahme der 
aus den Folgepflichten erwachsenden Kosten zu verstehen. 

                                                
1 Quelle in Auszügen: „Leitfaden Konzessionsverträge und Konzessionsabgaben in der Strom- und 
Gasversorgung vom 9. November 2010“, Herausgeber: BDEW Bundesverband der Energie- und 
Wasserwirtschaft e.V.,  
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3.2. Weitere mögliche Kostenbelastung für den Konzessionär 

Außer einer Kostenbeteiligung über die Folgekostenpflicht werden zwischen 
Konzessionären und den Gemeinden weitere Tatbestände festgelegt, die eine 
Kostenpflicht beim Konzessionär auslösen können. Beispielsweise existieren 
„Kataloge“, wonach der Konzessionär bei eigeninitiierten Netzbaumaßnahmen im 
bestehenden Verkehrsraum beim Aufbruch der Oberfläche den einhergehenden 
„Wertverlust der Straße“ zusätzlich vergüten soll. 

3.3. Rückbau von Infrastruktureinrichtungen 
Bedingt durch stetige Verdichtung der Leitungstrassen mit Medien aller Art und auch 
aus weiteren unterschiedlichsten Beweggründen der Gemeinden wird vielfach der 
Rückbau nicht mehr benötigter, d. h. stillgelegter, Infrastruktureinrichtungen 
gefordert. 

3.4. Altlasten im Erdreich 
Vielfach werden beim Tiefbau speziell für den Leitungsbau in den Verkehrsflächen 
belastete oder verunreinigte Böden vorgefunden. Der Verursacher ist oft nicht mehr 
zu ermitteln. Der Vertrag sollte hier Regelungen enthalten. 

3.5. Bestellung von Dienstbarkeiten bei Veräußerung von Grundstücken an Dritte 
Beabsichtigt die Gemeinde, sonstige Grundstücke und entwidmete öffentliche 
Verkehrsflächen, in denen sich Infrastruktureinrichtungen befinden, an Dritte zu 
veräußern, ist zu rechnen, wie die Sicherung der Leitungen erfolgt. 

3.6. Dokumentation der Netzinfrastruktur 
Im Vertrag ist regeln, wie die Netzinfrastruktur dokumentiert wird. 

4. Übertragung des Vertrages 
In der Versorgungswirtschaft ist es nicht zuletzt durch zahlreiche gesetzgeberische Aktivitäten 
nicht unüblich, dass sich die Konzessionäre gesellschaftsrechtlich umstrukturieren müssen. Es 
macht daher Sinn, eine Regelung zur Übertragung des Vertrags, mithin zur Rechtsnachfolge, 
in den Vertrag aufzunehmen. 

5. Verfahren beim Wechsel des Konzessionärs / Endschaftsregelungen 
Zu bestimmen ist, welche Regelungen zum Ende des Konzessionsvertrages gelten sollen bzw. 
nach welchem Verfahren das Netz zum Ende der Laufzeit bewertet werden soll. 
 

Konzessionsverträge in Oelde 
Strom 
Der Strom-Konzessionsvertrag wurde am 19. März 1996 rückwirkend zum 1. Januar 1996 
zwischen der Stadt Oelde und der Energieversorgung Oelde GmbH mit einer Laufzeit von 20 
Jahren abgeschlossen. Er endet folglich zum 31.12.2015. 
 
Gas 
Der Gas-Konzessionsvertrag wurde am 19. März 1996 rückwirkend zum 1. Januar 1996 zwischen 
der Stadt Oelde und der Energieversorgung Oelde GmbH mit einer Laufzeit von 20 Jahren 
abgeschlossen. Er endet folglich zum 31.12.2015. 
 
Beide Verträge enthalten die seinerzeit üblichen Bestimmungen, insbesondere wird die heute nicht 
mehr zu vergebende Aufgabe des „Gebietsversorgers“ auf die EVO übertragen. Sie verlängern 
sich nicht automatisch. 
 
Höhe der Konzessionsabgabe in Oelde 
Die Konzessionsabgabe der EVO für die Bereiche Strom und Gas beträgt ca. 1,1 Mio. Euro p.a. 
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Verfahren zur Neuvergabe 
§ 46 Absatz 3 EnWG bestimmt: „Die Gemeinden machen spätestens zwei Jahre vor Ablauf von 
Verträgen nach Absatz 2 das Vertragsende durch Veröffentlichung im Bundesanzeiger oder im 
elektronischen Bundesanzeiger bekannt. [...] 3Beabsichtigen Gemeinden eine Verlängerung von 
Verträgen nach Absatz 2 vor Ablauf der Vertragslaufzeit, so sind die bestehenden Verträge zu 
beenden und die vorzeitige Beendigung sowie das Vertragsende öffentlich bekannt zu geben. 
4Vertragsabschlüsse mit Unternehmen dürfen frühestens drei Monate nach der Bekanntgabe der 
vorzeitigen Beendigung erfolgen. 5Sofern sich mehrere Unternehmen bewerben, macht die 
Gemeinde bei Neuabschluss oder Verlängerung von Verträgen nach Absatz 2 ihre Entscheidung 
unter Angabe der maßgeblichen Gründe öffentlich bekannt.“ 
 
Das Gesetz kennt die „einfache Verlängerung“ bestehender Verträge nicht mehr. In jedem Fall 
sind die bestehenden Verträge zu kündigen und neu zu vergeben. Dies gilt auch, wenn man die 
Absicht hat, den alten Konzessionsinhaber neu mit einer Konzession auszustatten. 
 
Verlängerung / Neuvergabe an die EVO GmbH 
Die Verlängerung der Konzessionsverträge mit der EVO GmbH ist aus Sicht der Verwaltung 
sinnvoll, da sich das Strom- und Gasnetz derzeit über die EVO GmbH zu 54 % in kommunalem 
Besitz befindet. Aus dem Betrieb des Strom- und Gasnetzes lassen sich, zumindest unter 
derzeitigen Rahmenbedingungen, sicherere Erträge für den kommunalen Haushalt (nicht zu 
verwechseln mit der Konzessionsabgabe, die unabhängig vom Konzessionsnehmer der Stadt 
zugutekommen würde) erzielen. Diese sollten auch künftig gesichert werden. 
 
Eine zusätzliche Belastung der Strom- und Gaskunden kann es nicht geben, da die 
Netznutzungsentgelte (= Preis, den der Netzbetreiber für die Durchleitung von Strom- und Gas von 
den Vertriebsgesellschaften verlangt) gesetzlich reglementiert und kontrolliert ist. 
 
Eine vorzeitige Verlängerung sollte geprüft werden, um der EVO GmbH frühzeitig Sicherheit für die 
weiteren Planungen zu geben. 
 
Weiteres Vorgehen 
Deutlich wird, dass die Stadt Oelde spätestens zum 31.12.2013 (= 2 Jahre vor Ablauf der 
geltenden Verträge) das Auslaufen der derzeit gültigen Verträge bekannt zu machen hat. Sollte 
eine Verlängerung des Vertrages mit der Energieversorgung Oelde GmbH angestrebt werden, so 
ist auch diese Absicht öffentlich bekannt zu machen. Vorher sind die bestehenden Verträge jedoch 
zu kündigen; dies kann nur mit Zustimmung der EVO GmbH geschehen. 
 
Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen und das Europarecht schreiben vor, dass die 
Verfahren zur Neuvergabe bzw. Verlängerung einer Konzession diskriminierungsfrei und 
transparent durchgeführt werden müssen. Die einseitige Bevorzugung eines Vertragspartners, 
auch des bisherigen Vertragspartners, scheidet daher aus. 
 
Es ist aber darauf hinzuweisen, dass es sich bei dem Verfahren zur Vergabe einer Konzession 
nicht um ein mit den Verfahren zur Vergabe von Bauleistungen o.ä. vergleichbarem Verfahren 
handelt. Wesentlicher Unterschied ist, dass die Gemeinde eine Leistung nicht nachfragt, sondern 
diese anbietet. 
 
Die Details zu der Verlängerung / Neuvergabe sind jetzt durch die Verwaltung zu erarbeiten. 
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